
 

Beschlussfassung zum LehrBG 
 
Sehr geehrte Frau Erdmann, 
 
der Landesrechnungshof weist in seiner Stellungnahme (Umdruck 
18/3040) zum Lehrkräftebildungsgesetz (LehrBG) darauf hin, dass 
den von der Landesregierung vorgelegten Maßnahmen im LehrBG 
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach §7 Abs. 2 Landeshaus-
haltsordnung (LHO) fehlt. Zudem ist die Landesregierung den Un-
terrichtungspflichten nach §10 Abs. 1 LHO gegenüber dem Parla-
ment nicht nachgekommen. 

Jedes Verwaltungshandeln ist nach Art. 20 Abs. 3 GG an Gesetz 
und Recht gebunden. Die Landesregierung hat die LHO zu achten. 
Das ist auch im Amtseid des Ministerpräsidenten und der Minister 
festgehalten. Die FDP-Fraktion erwartet, dass vor Beschlussfas-
sung zum LehrBG die bisherigen Versäumnisse durch die Landes-
regierung geheilt werden. Wenn dies nicht erfolgt, kann der Ge-
setzentwurf schon aus formalen Gründen nicht beschlossen wer-
den. Der Landtag hat die Parlamentsrechte zu schützen. Hier darf 
kein Präzedenzfall geschaffen werden. 

Ich bitte Sie, dieses Schreiben an das Ministerium für Bildung und 
Wissenschaft zur weiteren Veranlassung weiterzuleiten. 
 

Mit freundlichem Gruß 
 

An die 
Vorsitzende des Bildungsausschusses  
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Frau Anke Erdmann 
 
- im Hause - 

    30.06.2014 

 
 
      Christopher Vogt, MdL 

FDP-Fraktion im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag 

Landeshaus, 24171 Kiel 
Postfach 7121 

Telefon: 0431/9881657 
Telefax: 0431/9881495 

E-Mail: christopher.vogt@fdp.ltsh.de 
Internet: www.fdp-fraktion-sh.de 
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